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Zweifelsfragen zur Neuregelung der Besteuerung privater Grundstücksveräußerungs-
geschäfte nach § 23 EStG

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder nehme ich zu Zweifelsfragen

der Besteuerung privater Veräußerungsgeschäfte bei Grundstücken und grundstücksglei-

chen Rechten nach § 23 EStG wie folgt Stellung:

1. Überführung eines Grundstücks aus dem Betriebsvermögen in das Privatver-
mögen (§ 23 Abs. 1 Satz 2 EStG)

Als Anschaffung gilt die Überführung eines Grundstücks in das Privatvermögen des

Steuerpflichtigen durch Entnahme oder Betriebsaufgabe auch dann, wenn das Grund-

stück vor dem 1. Januar 1999 in das Privatvermögen überführt wird. Zum Zeitpunkt der

Entnahme vgl. R 14 Abs. 3 EStR 1999.
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2. Einlage eines Grundstücks in das Betriebsvermögen und Übertragungsvorgänge
zwischen Gesellschaftsvermögen und Vermögen eines Gesellschafters (§ 23
Abs. 1 Satz 5 EStG)

Die Einlage eines Grundstücks in

- das Betriebsvermögen eines Einzelunternehmens,

- in das Sonderbetriebsvermögen des Steuerpflichtigen bei einer Personengesellschaft

und

- in das Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft ohne Gewährung von

Gesellschaftsrechten und sonstigen Gegenleistungen

ist keine Veräußerung. Demgegenüber ist eine verdeckte Einlage in eine Kapitalgesell-

schaft stets als Veräußerung des Grundstücks zu behandeln (§ 23 Abs. 1 Satz 5 Nr.  2

EStG).

Die Einlage eines Grundstücks in das Betriebsvermögen ist jedoch dann nachträglich als

Veräußerung zu werten, wenn das Grundstück innerhalb von zehn Jahren nach seiner

Anschaffung aus dem Betriebsvermögen veräußert wird (§ 23 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 EStG).

Zur Ermittlung des privaten Veräußerungsgewinns und zur zeitlichen Erfassung siehe

Rz. 35 ff.

Als Veräußerung des Grundstücks aus dem Betriebsvermögen gilt für die Anwendung

des § 23 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 EStG z.B. auch

1. die Veräußerung des Grundstücks im Rahmen der Veräußerung des gesamten

Betriebs oder eines Teilbetriebs. Bei einer Personengesellschaft gilt dies bei Ver-

äußerung

- des Betriebs,

- eines Teilbetriebs oder

- eines Mitunternehmeranteils,

wenn das Grundstück zum Sonderbetriebsvermögen des Mitunternehmers gehört

oder ohne Gewährung von Gesellschaftsrechten in das Gesamthandsvermögen

eingelegt worden ist;

2. die Überführung eines zuvor in das Betriebsvermögen eingelegten Grundstücks in

eine Kapitalgesellschaft im Wege einer verschleierten Sachgründung oder einer

verschleierten Sacheinlage im Zusammenhang mit einer Kapitalerhöhung;
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3. die Einbringung des zuvor eingelegten Grundstücks zusammen mit einem Betrieb,

Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft oder in das

Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft gegen Gewährung von Gesell-

schaftsrechten;

4. die Übertragung eines Grundstücks aus dem betrieblichen Gesamthandsvermögen

einer Personengesellschaft in das Privatvermögen oder das Sonderbetriebsvermö-

gen eines Gesellschafters, soweit das Grundstück vorher in das Vermögen der

Gesellschaft ohne Gewährung von Gesellschaftsrechten eingelegt wurde;

5. die verdeckte Einlage des Grundstücks in eine Kapitalgesellschaft, wenn die Anteile

an der Kapitalgesellschaft zum Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen gehören;

hier ist kein Fall des § 23 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 EStG gegeben, weil das Grundstück

gleichzeitig in das Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen eingelegt wird.

Wird das in das Betriebsvermögen eingelegte Grundstück wieder ins Privatvermögen

überführt, liegt keine Veräußerung aus dem Betriebsvermögen im Sinne des § 23 Abs. 1

Satz 5 Nr. 1 EStG vor. Zur steuerlichen Behandlung einer anschließenden Veräußerung

vgl. Rz. 35.

Kein Fall des § 23 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 EStG, sondern eine Veräußerung im Sinne des

§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG ist die Übertragung eines Grundstücks aus dem Privat-

vermögen in das betriebliche Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft oder

in das Vermögen einer Kapitalgesellschaft, soweit sie gegen Gewährung von Gesell-

schaftsrechten erfolgt. Zur steuerlichen Behandlung der Übertragung von Grundstücken

aus dem Privatvermögen in das betriebliche Gesamthandsvermögen einer Personen-

gesellschaft und zur Übertragung eines Grundstücks aus dem betrieblichen

Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft in das Privatvermögen vgl. im Übri-

gen BMF-Schreiben vom 29.3.2000 – BStBl I S. 462.

Entsprechendes gilt bei der Übertragung eines Grundstücks in das Vermögen einer

Gemeinschaft mit betrieblichem Vermögen oder aus dem betrieblichen Gemeinschafts-

vermögen in das Vermögen eines Mitglieds der Gemeinschaft.

Die Übertragung eines Grundstücks auf eine Personengesellschaft oder Gemeinschaft

ohne Betriebsvermögen gegen Entgelt oder gegen Gewährung von Gesellschaftsrech-

ten ist insoweit nicht als Veräußerung anzusehen, als der bisherige Eigentümer nach der

Übertragung am Vermögen der Gesellschaft oder Gemeinschaft beteiligt ist. Entspre-
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chendes gilt, wenn das Grundstück von der Personengesellschaft oder Gemeinschaft

auf einen Gesellschafter oder ein Mitglied der Gemeinschaft übertragen wird. Rz. 23 ff.

des BMF-Schreibens vom 11. Januar 1993 - BStBl I S. 62, bleiben unberührt.

Beispiel:

An der vermögensverwaltend tätigen BC-GbR sind B und C zu je 1/2 beteiligt. Im Jahr

2000 beteiligt sich A an der GbR und bringt dazu ein unbebautes Grundstück mit einem

Wert von 240.000 DM, das er im Jahr 1993 für 180.000 DM erworben hatte, in die GbR

ein. Danach sind A, B und C zu je 1/3 an der GbR beteiligt. Im Jahr 2004 veräußert die

GbR das Grundstück zu einem Kaufpreis von 270.000 DM an den Gesellschafter B, der

es seinerseits im Jahr 2005 für 300.000 DM an einen fremden Dritten verkauft.

1. Einbringung durch A in GbR

Die Übertragung des Grundstücks auf die GbR ist zu 1/3 nicht als Veräußerung an-

zusehen, weil A in diesem Umfang an der GbR beteiligt ist.

Berechnung des Veräußerungsgewinns:

2/3 des Veräußerungserlöses von 240.000 DM 160.000 DM

abzgl. 2/3 der Anschaffungskosten von 180.000 DM 120.000 DM

Veräußerungsgewinn des A  40.000 DM

2. Verkauf GbR an B

Die Veräußerung durch die GbR an B ist als anteilige Veräußerung des Grundstücks

durch A und C an B zu behandeln. Der von A erzielte Veräußerungsgewinn unterliegt

nicht der Besteuerung nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, weil er das Grundstück,

das ihm noch zu 1/3 zuzurechnen ist, vor mehr als zehn Jahren vor der Veräußerung

erworben hat.

Berechnung des Veräußerungsgewinns des C:

1/3 des Veräußerungserlöses von 270.000 DM 90.000 DM

abzgl. 1/3 der Anschaffungskosten von 240.000 DM im Jahr 2000 80.000 DM

Veräußerungsgewinn des C 10.000 DM

3. Verkauf B an Dritten

Der Erwerb des Grundstücks durch die GbR im Jahr 2000 ist zu 1/3 als Anschaffung

durch B und der Erwerb des Grundstücks von der GbR durch B im Jahr 2004 zu 2/3



- 5 -

als Anschaffung des Grundstücks durch B zu behandeln. Da die Anschaffungsvor-

gänge und die Veräußerung der jeweiligen Grundstücksanteile innerhalb der Zehn-

jahresfrist erfolgte, unterliegt der gesamte Vorgang der Besteuerung nach § 23 Abs. 1

Satz 1 Nr. 1 EStG.

Berechnung des Veräußerungsgewinns:

Veräußerungserlös 300.000 DM

Anschaffungskosten

1/3 von 240.000 DM im Jahr 2000 80.000 DM

2/3 von 270.000 DM im Jahr 2002 180.000 DM 260.000 DM

Veräußerungsgewinn des B  40.000 DM

3. Im Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung des Grundstücks errichtete
Gebäude und andere in diesem Zeitraum durchgeführte Baumaßnahmen (§ 23
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 EStG)

Errichtet ein Steuerpflichtiger ein Gebäude und veräußert er es zusammen mit dem

zuvor erworbenen Grund und Boden, liegt ein privates Veräußerungsgeschäft sowohl

hinsichtlich des Grund und Bodens als auch hinsichtlich des Gebäudes vor, wenn die

Frist zwischen Anschaffung des Grund und Bodens und Veräußerung des bebauten

Grundstücks nicht mehr als zehn Jahre beträgt.

Beispiel:

A hat am 31. März 1993 ein unbebautes Grundstück angeschafft. Im Jahr 1998 stellt er

darauf ein Einfamilienhaus fertig, das er anschließend vermietet. Ab dem 1. April 2003

kann er das bebaute Grundstück veräußern, ohne dass der Gewinn der Besteuerung

nach § 23 EStG unterliegt.

Wurde der Grund und Boden vom Veräußerer unentgeltlich erworben und vom Rechts-

vorgänger innerhalb von zehn Jahren vor der Veräußerung durch den Rechtsnachfolger

angeschafft, unterliegt ein Veräußerungsgewinn beim Rechtsnachfolger sowohl hinsicht-

lich des Grund und Bodens als auch eines zwischenzeitlich errichteten Gebäudes der

Besteuerung, unabhängig davon, ob der Rechtsvorgänger oder der Veräußerer das

Gebäude errichtet hat. Dies gilt auch bei unentgeltlicher Einzelrechtsnachfolge (§ 23

Abs. 1 Satz 3 EStG).
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Wird ein teilweise entgeltlich (z.B. im Wege der vorweggenommenen Erbfolge) oder

gegen Abfindungszahlung bei der Erbauseinandersetzung erworbenes Grundstück wäh-

rend der Zehnjahresfrist nach Anschaffung bebaut und veräußert, ist das Gebäude

anteilig in die Besteuerung nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 EStG einzubeziehen. Für den unent-

geltlich erworbenen Teil des Grundstücks gilt Rz. 10.

Im Zeitpunkt der Veräußerung noch nicht fertig gestellte Gebäude, Ausbauten und

Erweiterungen sind einzubeziehen.

Beispiel:

A errichtet auf dem von ihm im Jahr 1993 erworbenen Grund und Boden im Jahr 1995

ein Einfamilienhaus, das zu Wohnzwecken vermietet wird. Im Jahr 1998 beginnt er mit

dem Ausbau des bisher nicht nutzbaren Dachgeschosses zu einer zweiten, zur Vermie-

tung bestimmten Wohnung. Im Februar 1999 wird das Grundstück mit dem teilfertigen

Zweifamilienhaus veräußert.

Der auf das Gebäude (einschließlich des noch nicht fertig gestellten Dachgeschossaus-

baus) entfallende Teil des Veräußerungserlöses ist in die Ermittlung des steuerpflichti-

gen Veräußerungsgewinns einzubeziehen.

Rz. 9 bis 12 gelten entsprechend für Außenanlagen sowie für Gebäudeteile, die selb-

ständige unbewegliche Wirtschaftsgüter sind, für Eigentumswohnungen und für im Teil-

eigentum stehende Räume.

4. Veräußerung eines „bebauten“ Erbbaurechts (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG)

Ein privates Veräußerungsgeschäft im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG liegt

auch bei Veräußerung eines „bebauten“ Erbbaurechts vor, wenn der Zeitraum zwischen

a) dem Abschluss des Erbbaurechtsvertrags und der Veräußerung des „bebauten“

Erbbaurechts oder

b) der Anschaffung und der Veräußerung des „bebauten“ Erbbaurechts

nicht mehr als zehn Jahre beträgt (vgl. BFH-Urteil vom 30.11.1976 – BStBl 1977 II

S. 384). Der Veräußerungspreis entfällt insgesamt auf das Gebäude oder die Außen-

anlage, wenn der Erwerber dem bisherigen Erbbauberechtigten nachweislich nur etwas
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für das Gebäude oder die Außenanlage gezahlt hat und gegenüber dem Erbbauver-

pflichteten nur zur Zahlung des laufenden Erbbauzinses verpflichtet ist (vgl. BFH-Urteil

vom 15.11.1994 – BStBl 1995 II S. 374).

Sind Grundstück und aufstehendes Gebäude getrennt handelbar (Art. 231 und 233

EGBGB), können sowohl Grundstück als auch Gebäude gesondert Gegenstand eines

privaten Veräußerungsgeschäfts nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG sein. Wird ein

Gebäude in Ausübung eines Nutzungsrechts am Grund und Boden errichtet und der

Grund und Boden nach Fertigstellung des Gebäudes erworben, ist bei einer späteren

Veräußerung des bebauten Grundstücks das Gebäude nicht in das private Veräuße-

rungsgeschäft einzubeziehen.

Beispiel:

An einem unbebauten Grundstück wird im Jahr 1993 ein Erbbaurecht zu Gunsten von A

bestellt. A errichtet auf dem Grundstück im Jahr 1994 ein zur Vermietung bestimmtes

Gebäude. Im Jahr 1997 erwirbt er das Grundstück und veräußert es im Jahr 2000 mit

dem aufstehenden Gebäude.

Hinsichtlich des Grundstücks liegt ein privates Veräußerungsgeschäft im Sinne des § 23

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG vor. Das Gebäude ist nicht einzubeziehen, weil es vor der

Anschaffung des Grundstücks in Ausübung des Erbbaurechts errichtet wurde und somit

nicht das private Veräußerungsgeschäft betrifft, dessen Gegenstand das Grundstück

und nicht das Erbbaurecht ist.

5. Zu eigenen Wohnzwecken genutzte Wirtschaftsgüter (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Satz 3 EStG)

5.1 Begünstigte Wirtschaftsgüter

Gebäude, selbständige Gebäudeteile, Eigentumswohnungen und in Teileigentum ste-

hende Räume (Wirtschaftsgüter), die im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertig-

stellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken oder im Jahr der

Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken

genutzt wurden, sind von der Veräußerungsgewinnbesteuerung ausgenommen. Das-

selbe gilt bei Veräußerung eines teilweise zu eigenen Wohnzwecken und teilweise zu
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anderen Zwecken genutzten Gebäudes (z.B. zu Wohnzwecken vermietete Wohnung,

betrieblich oder beruflich genutztes Arbeitszimmer einschließlich des Gebäudeanteils

eines Grundstücksteils von untergeordnetem Wert nach § 8 EStDV und R 13 Abs. 8

EStR 1999) für den zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäudeteil und für zu eige-

nen Wohnzwecken genutzte Eigentumswohnungen.

Von der Veräußerungsgewinnbesteuerung ausgenommen ist auch der Grund und

Boden, der zu einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäude gehört. Dieser um-

fasst nur die für die entsprechende Gebäudenutzung erforderlichen und üblichen Flä-

chen. Dabei ist auch deren künftige Nutzung zu berücksichtigen. Die steuerfreie Veräu-

ßerung weiterer Flächen ist selbst dann ausgeschlossen, wenn diese im Veräußerungs-

zeitpunkt als Hausgarten genutzt werden (vgl. BFH-Urteil vom 24.10.1996 – BStBl 1997

II S. 50). Dies gilt insbesondere, soweit Teilflächen parzelliert werden und dadurch ein

verkehrsfähiges Grundstück entstanden ist, das in absehbarer Zeit einer anderen Nut-

zung, z.B. als Bauland, zugeführt werden kann.

Bei Veräußerung eines teilweise zu eigenen Wohnzwecken und teilweise zu anderen

Zwecken genutzten Gebäudes ist der Grund und Boden, der nach dem Verhältnis der

Nutzflächen des Gebäudes auf den zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäudeteil

entfällt, nicht in den Veräußerungsgewinn einzubeziehen.

Für die Einbeziehung des Grund und Bodens in die Ermittlung des nicht zu besteuern-

den Veräußerungsgewinns ist es ohne Bedeutung, welchen Zwecken der Grund und

Boden vor Errichtung des Gebäudes gedient hat.

Beispiel:

A hat im Jahr 1993 ein unbebautes Grundstück angeschafft, das er zunächst als Gar-

tenland nutzt. Im Jahr 1996 errichtet er darauf ein Einfamilienhaus, das er bis zur Ver-

äußerung des Grundstücks im Jahr 1999 mit seiner Familie bewohnt.

Da A das Einfamilienhaus im Zeitraum zwischen Fertigstellung und Veräußerung zu

eigenen Wohnzwecken genutzt hat, unterliegt ein erzielter Veräußerungsgewinn ins-

gesamt nicht der Besteuerung.

Ein unbebautes Grundstück ist kein begünstigtes Wirtschaftsgut im Sinne des § 23

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG.
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Beispiel:

A hat im Jahr 1995 ein unbebautes Grundstück angeschafft. Bis zu dessen Veräußerung

im Jahr 1999 nutzt er das unbebaute Grundstück zusammen mit seiner Familie aus-

schließlich zu Erholungszwecken.

Ein erzielter Veräußerungsgewinn unterliegt der Besteuerung nach § 23 Abs. 1 Satz 1

Nr. 1 Satz 1 EStG.

Dies gilt auch

- in den Fällen, in denen die vorgesehene Bebauung mit einer zu eigenen Wohnzwe-

cken bestimmten Wohnung nicht realisiert wird, und

- bei der Veräußerung von Grund und Boden (unbebaute Teilfläche) eines Grund-

stücks, das ansonsten mit dem zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäude

bebaut ist.

5.2 Wohnzwecke

Ein Wirtschaftsgut dient Wohnzwecken, wenn es dazu bestimmt und geeignet ist, Men-

schen auf Dauer Aufenthalt und Unterkunft zu ermöglichen. Wirtschaftsgüter, die zur

vorübergehenden Beherbergung von Personen bestimmt sind (z.B. Ferienwohnungen),

dienen nicht Wohnzwecken (vgl. R 42a Abs. 1 Satz 3 EStR 1999). Auch ein häusliches

Arbeitszimmer (BMF-Schreiben vom 16.6.1998 – BStBl I S. 863, Rz. 7) dient nicht

Wohnzwecken, selbst wenn der Abzug der Aufwendungen als Betriebsausgaben oder

Werbungskosten nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b, § 9 Abs. 5 EStG ausgeschlossen oder

eingeschränkt ist.

5.3 Nutzung zu eigenen Wohnzwecken

Der Steuerpflichtige muss das Wirtschaftsgut zu eigenen Wohnzwecken genutzt haben.

Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn er das Wirtschaftsgut allein, mit seinen Familien-

angehörigen oder gemeinsam mit einem Dritten bewohnt hat. Unschädlich ist, wenn der

Steuerpflichtige Teile des Wirtschaftsguts einem Dritten unentgeltlich zu Wohnzwecken

überlassen hat. Die dem Steuerpflichtigen zu eigenen Wohnzwecken verbleibenden

Räume müssen jedoch noch den Wohnungsbegriff erfüllen und ihm die Führung eines

selbständigen Haushalts ermöglichen. Ein Wirtschaftsgut wird auch dann zu eigenen

Wohnzwecken genutzt, wenn es vom Steuerpflichtigen nur zeitweise bewohnt wird, in
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der übrigen Zeit ihm jedoch als Wohnung zur Verfügung steht (z.B. Wohnung im Rah-

men einer doppelten Haushaltsführung, nicht zur Vermietung bestimmte Ferienwoh-

nung; auf die Belegenheit der Wohnung in einem Sondergebiet für Ferien- oder

Wochenendhäuser kommt es nicht an).

Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt auch vor, wenn der Steuerpflichtige das

Wirtschaftsgut einem Kind, für das er Anspruch auf Kindergeld oder einen Freibetrag

nach § 32 Abs. 6 EStG hat, unentgeltlich zu Wohnzwecken überlassen hat. Die unent-

geltliche Überlassung eines Wirtschaftsguts an andere - auch unterhaltsberechtigte -

Angehörige stellt keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Sinne des § 23 Abs. 1

Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG dar. Die Altenteilerwohnung in der Land- und Forstwirtschaft ist

kein vom Eigentümer zu eigenen Wohnzwecken genutztes Wirtschaftsgut.

Bewohnt ein Miteigentümer eines Zwei- oder Mehrfamilienhauses eine Wohnung allein,

liegt eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken vor, soweit er die Wohnung auf Grund

eigenen Rechts nutzt (vgl. R 164 Abs. 2 Satz 1 EStR 1999 und H 164 "Beispiele zur

Überlassung an Miteigentümer" EStH 1999).

5.4 Zeitlicher Umfang der Nutzung zu eigenen Wohnzwecken

Von der Besteuerung des Veräußerungsgewinns sind Wirtschaftsgüter ausgenommen,

die ausschließlich, d.h. ununterbrochen

- vom Zeitpunkt der Anschaffung oder Fertigstellung bis zur Veräußerung zu eigenen

Wohnzwecken genutzt wurden. Für die Bestimmung des Zeitpunkts der Anschaffung

und der Veräußerung ist in diesem Zusammenhang jeweils auf den Zeitpunkt der

Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums abzustellen. Ein Leerstand vor Beginn

der Nutzung zu eigenen Wohnzwecken ist unschädlich, wenn er mit der beabsichtig-

ten Nutzung des Wirtschaftsguts zu eigenen Wohnzwecken in Zusammenhang steht.

Dies gilt auch für einen Leerstand zwischen Beendigung der Nutzung zu eigenen

Wohnzwecken und Veräußerung des Gebäudes, wenn der Steuerpflichtige die Ver-

äußerungsabsicht nachweist;

- im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren, d.h. in einem

zusammenhängenden Zeitraum innerhalb der letzten drei Kalenderjahre, der nicht die

vollen drei Kalenderjahre umfassen muss, zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden.

Ein Leerstand zwischen Beendigung der Selbstnutzung und Veräußerung ist
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unschädlich, wenn das Wirtschaftsgut im Jahr der Beendigung der Nutzung zu eige-

nen Wohnzwecken und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohn-

zwecken genutzt wurde.

Beispiel:

Eine Eigentumswohnung, die A im Jahr 1995 angeschafft und anschließend vermietet

hatte, wird nach Beendigung des Mietverhältnisses im Dezember 1998 bis zur Veräuße-

rung im Januar 2000 von ihm zu eigenen Wohnzwecken genutzt.

Da A die Wohnung im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jah-

ren zu eigenen Wohnzwecken genutzt hat, unterliegt ein erzielter Veräußerungsgewinn

nicht der Besteuerung. Hätte A die Eigentumswohnung im Jahr 1999 auch nur kurzfristig

zu anderen Zwecken genutzt (z.B. vorübergehende Fremdvermietung), wäre der erzielte

Veräußerungsgewinn zu versteuern.

Bei unentgeltlichem Erwerb (Gesamtrechtsnachfolge, unentgeltliche Einzelrechtsnach-

folge) ist die Nutzung des Wirtschaftsguts zu eigenen Wohnzwecken durch den Rechts-

vorgänger dem Rechtsnachfolger zuzurechnen.

Werden in das zu eigenen Wohnzwecken genutzte Wirtschaftsgut innerhalb des Zehn-

jahreszeitraums bisher zu anderen Zwecken genutzte Räume einbezogen, unterliegt ein

auf diese Räume entfallender Veräußerungsgewinn nur dann nicht der Besteuerung,

wenn die bisher zu anderen Zwecken genutzten Räume in einem zusammenhängenden

Zeitraum innerhalb der letzten drei Kalenderjahre vor der Veräußerung zu eigenen

Wohnzwecken genutzt wurden.

6. Ermittlung des steuerpflichtigen Veräußerungsgewinns (§ 23 Abs. 3 EStG)

6.1 Anschaffungs- und Herstellungskosten

Anschaffungs- und Herstellungskosten im Sinne des § 23 Abs. 3 Satz 1 EStG sind die

vom Steuerpflichtigen getragenen Aufwendungen im Sinne des § 255 HGB. Dazu gehö-

ren auch nachträgliche Anschaffungs- und Herstellungskosten, die für das Wirtschafts-

gut aufgewendet worden sind. Werden auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten

Zuschüsse von dritter Seite geleistet, die keine Mieterzuschüsse im Sinne des R 163

Abs. 3 EStR 1999 sind, sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten bei der Ermitt-
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lung des Veräußerungsgewinns um diese Zuschüsse zu kürzen. Eigenheimzulage und

Investitionszulage mindern die Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht (§ 9 InvZulG

1999, § 16 EigZulG).

6.2 Werbungskosten

Als Werbungskosten sind die im Zusammenhang mit der Veräußerung stehenden Auf-

wendungen zu berücksichtigen, die nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten

des veräußerten Wirtschaftsguts gehören, nicht vorrangig einer anderen Einkunftsart

zuzuordnen sind und nicht wegen der Nutzung zu eigenen Wohnzwecken unter das

Abzugsverbot des § 12 EStG fallen (vgl. H 169 „Werbungskosten“ EStH 1999).

6.3 Ermittlung des Veräußerungsgewinns bei einem teilweise entgeltlich oder im Wege der

Erbauseinandersetzung mit Abfindungszahlung erworbenen Grundstück

Bei der Veräußerung eines teilweise entgeltlich, teilweise unentgeltlich oder im Wege

der Erbauseinandersetzung mit Abfindungszahlung erworbenen Grundstücks berechnet

sich der Veräußerungsgewinn im Sinne des § 23 Abs. 3 EStG für den entgeltlich erwor-

benen Teil durch Gegenüberstellung des anteiligen Veräußerungserlöses zu den tat-

sächlichen Anschaffungskosten. Der anteilige Veräußerungserlös bestimmt sich nach

dem Verhältnis der aufgewendeten Anschaffungskosten zum Verkehrswert des Grund-

stücks im Zeitpunkt des Erwerbs (vgl. BMF-Schreiben vom 11.1.1993 - BStBl I S. 62,

Rz. 28, und BMF-Schreiben vom 13.1.1993 - BStBl I S. 80, Rz. 23). Die Werbungskos-

ten sind, soweit sie nicht eindeutig dem entgeltlichen oder unentgeltlichen Teil zugeord-

net werden können, im Verhältnis des Entgelts (ohne Anschaffungsnebenkosten) zum

Verkehrswert des Grundstücks im Zeitpunkt des Erwerbs aufzuteilen (BFH-Urteile vom

24.3.1993 - BStBl II S. 704 und vom 1.10.1997 - BStBl 1998 II S. 247).

Wird ein teilweise entgeltlich oder im Wege der Erbauseinandersetzung gegen Abfin-

dungszahlung erworbenes Grundstück während der Zehnjahresfrist nach Anschaffung

bebaut und veräußert, ist der auf das Gebäude entfallende Teil des Veräußerungserlö-

ses in die Berechung des Veräußerungsgewinns einzubeziehen, soweit das Grundstück

als entgeltlich erworben gilt.
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Beispiel:

A erwirbt im Jahr 1995 im Wege der vorweggenommenen Erbfolge von B ein unbebau-

tes Grundstück mit einem gemeinen Wert von 200.000 DM für eine Gegenleistung von

50.000 DM. B hatte das Grundstück im Jahr 1982 erworben. Im Jahr 1999 wird das

Grundstück mit einem Zweifamilienhaus mit Herstellungskosten von 400.000 DM bebaut

und unmittelbar nach Fertigstellung des Gebäudes zu einem Kaufpreis von 800.000 DM

veräußert. Von diesem Kaufpreis entfallen nach dem Verhältnis der Verkehrswerte

280.000 DM auf das Grundstück und 520.000 DM auf das Gebäude.

Das Grundstück gilt zu einem Viertel (50.000 DM zu 200.000 DM) als entgeltlich erwor-

ben. Der für das Grundstück erzielte Veräußerungserlös ist somit ebenfalls zu einem

Viertel in die Berechnung des Veräußerungsgewinns im Sinne des § 23 Abs. 3 EStG

einzubeziehen. Der auf das Gebäude entfallende Teil des Veräußerungserlöses geht im

selben Verhältnis in die Ermittlung des steuerpflichtigen Veräußerungsgewinns ein.

¼ des Veräußerungserlöses Grundstück 70.000 DM

abzüglich Anschaffungskosten Grundstück ./. 50.000 DM 20.000 DM

¼ des Veräußerungserlöses Gebäude 130.000 DM

abzüglich ¼ der Herstellungskosten Gebäude 100.000 DM 30.000 DM

steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn 50.000 DM

6.4 Ermittlung des steuerpflichtigen Veräußerungsgewinns bei teilweise zu eigenen Wohn-

zwecken, teilweise zu anderen Zwecken genutzten Gebäuden

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Veräußerungspreis des gesamten

Gebäudes sind auf den zu eigenen Wohnzwecken und auf den zu anderen Zwecken

genutzten Gebäudeteil aufzuteilen. Für die Aufteilung ist das Verhältnis der Nutzfläche

des zu anderen Zwecken genutzten Gebäudeteils zur Nutzfläche des gesamten Gebäu-

des maßgebend, es sei denn, die Aufteilung nach dem Verhältnis der Nutzflächen führt

zu einem unangemessenen Ergebnis. Die Nutzfläche ist in sinngemäßer Anwendung

der §§ 43 und 44 der Zweiten Berechnungsverordnung zu ermitteln. Für die Aufteilung

der Anschaffungskosten und des Veräußerungspreises des Grund und Bodens, der zu

dem zu anderen Zwecken genutzten Gebäudeteil gehört, ist das Verhältnis der Nutzflä-

che des zu anderen Zwecken genutzten Gebäudeteils zur Nutzfläche des gesamten

Gebäudes maßgebend.
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Beispiel:

A hat im Jahr 1993 ein unbebautes Grundstück für 220.000 DM angeschafft. Im Jahr

1996 stellt er darauf ein Zweifamilienhaus für 900.000 DM fertig. Eine Wohnung wird von

ihm zu eigenen Wohnzwecken genutzt, die andere hat er vermietet. Beide Wohnungen

haben eine Nutzfläche von jeweils 150 qm. Im Jahr 1999 veräußert A das Grundstück

für 1,6 Mio. DM. Von dem Veräußerungspreis entfallen 1,2 Mio. DM auf das Gebäude

und 400.000 DM auf den Grund und Boden.

Ermittlung des steuerpflichtigen Veräußerungsgewinns:

Verhältnis der Nutzfläche des vermieteten Gebäudeteils zur Gesamtnutzfläche des

Gebäudes 150 qm : 300 qm.

Gebäude:

Veräußerungspreis 1.200.000 DM

Herstellungskosten   900.000 DM

Veräußerungsgewinn 300.000 DM davon entfallen auf den vermieteten

Gebäudeteil 50 v.H. = 150.000 DM

Grund und Boden:

Veräußerungspreis 400.000 DM

Anschaffungskosten 220.000 DM

Veräußerungsgewinn 180.000 DM davon entfallen auf den vermieteten

Gebäudeteil 50 v.H. =  90.000 DM

steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn 240.000 DM

A hat einen Veräußerungsgewinn von 240.000 DM zu versteuern. Der auf die eigen-

genutzte Wohnung einschließlich des dazu gehörenden Grund und Bodens entfallende

Gewinn von 240.000 DM unterliegt nicht der Besteuerung.
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6.5 Ermittlung des steuerpflichtigen Veräußerungsgewinns bei Entnahme des Grundstücks

aus einem Betriebsvermögen (§ 23 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Satz 3 EStG)

Wird ein Grundstück veräußert, das vorher aus einem Betriebsvermögen in das Privat-

vermögen überführt worden ist, tritt an die Stelle der Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten der Wert, mit dem das Grundstück bei der Überführung angesetzt worden ist

(§ 23 Abs. 3 Satz 3 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG). Entsprechendes gilt für den Fall, in

dem das Grundstück anlässlich der Betriebsaufgabe in das Privatvermögen überführt

worden ist (§ 23 Abs. 3 Satz 3 i.V.m. § 16 Abs. 3 Satz 5 EStG). Sätze 1 und 2 gelten

auch, wenn bei einer vorangegangenen Überführung des Grundstücks in das Privatver-

mögen der Entnahmegewinn nicht zur Einkommensteuer herangezogen worden ist

(§ 16 Abs. 4, §§ 14, 14a, § 18 Abs. 3 EStG).

Bleibt bei der Überführung eines Wirtschaftsguts in das Privatvermögen der Entnahme-

gewinn kraft gesetzlicher Regelung bei der Besteuerung außer Ansatz, tritt an die Stelle

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Buchwert des Wirtschaftsguts im Zeit-

punkt der Entnahme. Bei einer Überführung eines Wirtschaftsguts in das Privatvermö-

gen vor dem 1. Januar 1999 ist in diesen Fällen aus Billigkeitsgründen Rz. 33 anzuwen-

den.

Beispiel 1:

A errichtet im Jahr 2000 auf einem zum Betriebsvermögen seines landwirtschaftlichen

Betriebs gehörenden Grundstück ein Gebäude, das als Altenteilerwohnung genutzt wer-

den soll. Das Gebäude ist im Januar 2002 fertig gestellt. Der Entnahmegewinn beim

Grund und Boden bleibt nach § 13 Abs. 5 EStG bei der Besteuerung außer Ansatz.

Nach dem Tod des Altenteilers wird das Gebäude mit dem dazugehörenden Grund und

Boden zum 31. Dezember 2004 veräußert.

Gebäude    Grund und Boden

Buchwert im Zeitpunkt der Entnahme 10.000 DM

Herstellungskosten des Gebäudes 300.000 DM

Veräußerungserlös zum 31.12.2004 400.000 DM 100.000 DM

steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn 100.000 DM  90.000 DM
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Beispiel 2:

Eine ehemals zu einem land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gehörende

Wohnung des Betriebsinhabers wurde zusammen mit dem dazugehörenden Grund und

Boden zum 31. Dezember 1995 in das Privatvermögen überführt. Der Entnahmegewinn

war nach § 52 Abs. 15 Satz 7 EStG in der für den Veranlagungszeitraum der Entnahme

anzuwendenden Fassung steuerbefreit. Die Wohnung war seit dem 1. Juli 1996 ver-

mietet. Am 1. August 2000 wurde die Wohnung veräußert.

Gebäude    Grund und Boden

Buchwert im Zeitpunkt der Entnahme 20.000 DM 10.000 DM

Steuerfreier Entnahmegewinn 60.000 DM 40.000 DM

Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme 80.000 DM  50.000 DM

AfA für den Zeitraum 1.7.1996 bis 31.7.2000

(berechnet nach den ursprünglichen

Anschaffungskosten) - 5.000 DM

75.000 DM

Veräußerungserlös zum 1.8.2000 78.000 DM 52.000 DM

steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn  3.000 DM  2.000 DM

6.6 Ermittlung des privaten Veräußerungsgewinns bei Einlage des Grundstücks in das

Betriebsvermögen (§ 23 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 und 2 und Abs. 3 Satz 2 EStG)

Wird das Grundstück in das Betriebsvermögen eingelegt und innerhalb der Zehnjahres-

frist seit Anschaffung veräußert, tritt bei der Ermittlung des Gewinns oder des Verlustes

aus dem privaten Veräußerungsgeschäft an die Stelle des Veräußerungspreises der

Wert, mit dem die Einlage angesetzt wurde. Wurde das Grundstück wieder ins Privat-

vermögen überführt und innerhalb von zehn Jahren nach der ursprünglichen Anschaf-

fung veräußert, sind bei der Ermittlung des privaten Veräußerungsgewinns die

ursprünglichen Anschaffungskosten zu Grunde zu legen. Dieser Veräußerungsgewinn

ist um den im Betriebsvermögen zu erfassenden Gewinn zu korrigieren. Wurde das

Grundstück nach mehr als zehn Jahren seit der ursprünglichen Anschaffung, aber

innerhalb von zehn Jahren nach der Überführung ins Privatvermögen veräußert, ist bei

der Ermittlung des privaten Veräußerungsgewinns der bei der Überführung angesetzte

Wert zu Grunde zu legen.
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Beispiel:

A hat am 2. Januar 1993 ein unbebautes Grundstück für 100.000 DM angeschafft. Im

Jahr 1997 legt er es in sein Einzelunternehmen zum Teilwert von 150.000 DM ein und

entnimmt es wieder am 3. März 2000. Der Teilwert zum Zeitpunkt der Entnahme beträgt

200.000 DM.

Veräußert A das Grundstück vor dem 3. Januar 2003 für 230.000 DM, ermittelt sich der

private Veräußerungsgewinn wie folgt:

Veräußerungserlös 230.000 DM

abzgl. Anschaffungskosten 100.000 DM

Veräußerungsgewinn (§ 23 Abs. 1 Satz 1 EStG) 130.000 DM

Teilwert Entnahme 200.000 DM

abzgl. Teilwert Einlage 150.000 DM

abzuziehender Entnahmegewinn im Betriebsvermögen  50.000 DM

privater Veräußerungsgewinn 80.000 DM

Wird das Grundstück nach dem 2. Januar 2003 und vor dem 4. März 2010 veräußert,

unterliegt der Veräußerungsgewinn auf der Grundlage des bei der Entnahme angesetz-

ten Werts wie folgt der Besteuerung nach § 23 EStG:

Veräußerungserlös 230.000 DM

abzgl. Entnahmewert (§ 23 Abs. 3 Satz 3 EStG) 200.000 DM

privater Veräußerungsgewinn  30.000 DM

Der private Veräußerungsgewinn bei Einlage in das Betriebsvermögen und anschlie-

ßender Veräußerung des Wirtschaftsguts aus dem Betriebsvermögen ist in dem Kalen-

derjahr anzusetzen, in dem der Veräußerungspreis zufließt. Fließt der Veräußerungs-

preis in Teilbeträgen über mehrere Kalenderjahre zu, ist der Veräußerungsgewinn erst

zu berücksichtigen, wenn die Summe der gezahlten Teilbeträge die ggf. um die Abset-

zungen für Abnutzung, erhöhten Absetzungen und Sonderabschreibungen geminderten

Anschaffungs- oder Herstellungskosten des veräußerten Wirtschaftsguts übersteigt.

In den Fällen der Rz. 4 Nr. 2 bis 5 gilt der Veräußerungspreis in dem Zeitpunkt als zuge-

flossen, in dem die dort genannten, der Veräußerung aus dem Betriebsvermögen

gleichgestellten Sachverhalte verwirklicht werden. Bei der verdeckten Einlage eines
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Wirtschaftsguts in eine Kapitalgesellschaft ist der private Veräußerungsgewinn im

Kalenderjahr der verdeckten Einlage zu erfassen.

6.7 Kürzung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten um Absetzungen für Abnutzung,

erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen (§ 23 Abs. 3 Satz 4 EStG)

Bei Veräußerungsgeschäften, bei denen der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut nach

dem 31. Juli 1995 angeschafft oder in das Privatvermögen überführt und veräußert hat,

mindern sich die Anschaffungs- oder Herstellungskosten um Absetzungen für Abnut-

zung, erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen, soweit sie bei der Ermittlung

der Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 EStG abgezogen worden sind. Als

Zeitpunkt der Anschaffung gilt der Zeitpunkt des Abschlusses des obligatorischen Ver-

trags oder des gleichstehenden Rechtsakts. Bei Veräußerung eines vom Steuerpflichti-

gen errichteten Wirtschaftsguts mindern sich die Herstellungskosten um Absetzungen

für Abnutzung, erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen, wenn der Steuer-

pflichtige das Wirtschaftsgut nach dem 31. Dezember 1998 fertig stellt und veräußert.

Beispiel:

A errichtet ab dem Jahr 1998 ein zur Vermietung zu Wohnzwecken bestimmtes

Gebäude auf einem in 1996 angeschafften Grundstück in Dresden. Das Gebäude mit

Herstellungskosten von 800.000 DM wird im Jahr 1999 fertig gestellt. Bis zum 31.

Dezember 1998 sind Teilherstellungskosten in Höhe von 600.000 DM entstanden, für

die A 150.000 DM Sonderabschreibungen nach § 4 Abs. 2 FördG für den Veranla-

gungszeitraum 1998 in Anspruch nimmt. Das Gebäude wird unmittelbar nach Fertig-

stellung veräußert. A kann den Nachweis der Einkunftserzielungsabsicht erbringen.

Da das Wirtschaftsgut nach dem 31. Dezember 1998 fertig gestellt worden ist, sind die

Herstellungskosten bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns um die in Anspruch

genommenen Sonderabschreibungen in Höhe von 150.000 DM zu mindern.

Nutzt der Steuerpflichtige einen Raum zu betrieblichen oder beruflichen Zwecken (häus-

liches Arbeitszimmer), sind die anteiligen Anschaffungs- oder Herstellungskosten um

den auf das häusliche Arbeitszimmer entfallenden Teil der Absetzungen für Abnutzung,

der erhöhten Absetzungen und der Sonderabschreibungen zu kürzen. Die anteiligen

Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind nicht zu kürzen, wenn der Abzug der Auf-
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wendungen nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b, § 9 Abs. 5 EStG ausgeschlossen ist. Aus

Vereinfachungsgründen gilt dies auch, wenn der Abzug der Betriebsausgaben oder

Werbungskosten auf 2.400 DM begrenzt ist.

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind nicht um die Abzugsbeträge nach den

§§ 10e, 10f, 10g und 10h EStG oder § 7 FördG, die Eigenheimzulage und die Investi-

tionszulage nach dem InvZulG 1999 zu kürzen.

7. Verlustverrechnung (§ 23 Abs. 3 Satz 8 und 9 EStG)

Bei der Zusammenveranlagung von Ehegatten ist der Gesamtgewinn aus privaten Ver-

äußerungsgeschäften für jeden Ehegatten zunächst getrennt zu ermitteln. Dabei ist für

den Gewinn jedes Ehegatten die Freigrenze von 1.000 DM nach § 23 Abs. 3 Satz 6

EStG gesondert zu berücksichtigen. Die ggf. von einem Ehegatten nicht ausgeschöpfte

Freigrenze kann nicht beim anderen Ehegatten berücksichtigt werden. Verluste aus pri-

vaten Veräußerungsgeschäften des einen Ehegatten sind mit Gewinnen des anderen

Ehegatten aus privaten Veräußerungsgeschäften auszugleichen (vgl. BFH-Urteil vom

6.7.1989 - BStBl II S. 787). Ein Ausgleich ist nicht vorzunehmen, wenn der erzielte

Gesamtgewinn aus privaten Veräußerungsgeschäften des anderen Ehegatten steuerfrei

bleibt, weil er im Kalenderjahr weniger als 1.000 DM betragen hat.

Nicht im Entstehungsjahr mit Veräußerungsgewinnen ausgeglichene Veräußerungsver-

luste der Jahre ab 1999 sind nach Maßgabe des § 10d EStG rück- und vortragsfähig.

Sie mindern in den Rück- oder Vortragsjahren erzielte private Veräußerungsgewinne im

Sinne des § 23 EStG, soweit diese in die Ermittlung der Summe der Einkünfte einge-

gangen sind oder eingehen würden (§ 23 Abs. 3 Satz 9 EStG). Bei der Zusammenver-

anlagung von Ehegatten ist der Verlustabzug nach Maßgabe des § 10d Abs. 1 und 2

EStG zunächst getrennt für jeden Ehegatten und anschließend zwischen den Ehegatten

durchzuführen. Der am Schluss eines Veranlagungszeitraums verbleibende Verlustvor-

trag ist gesondert festzustellen (§ 23 Abs. 3 Satz 9, nach Maßgabe des § 10d Abs. 4

Satz 1 EStG).

Für Veräußerungsverluste aus den Veranlagungszeiträumen vor 1999 ist § 23 Abs. 3

Satz 9 EStG nicht anzuwenden. Sie dürfen nur mit Veräußerungsgewinnen desselben

Kalenderjahres ausgeglichen und nicht nach § 10d EStG abgezogen werden.
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Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht werden (Zuordnung

EStG-Kartei NRW: § 23 EStG).

Im Auftrag
Sarrazin
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